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417/3 Anfrage 
, 

der Abg. Dr. Neu g baue r, I>r. '1' s' 01 b 8 cl e k, Pr e u e 1 e rund 

G~nossen 

an die :Bundesregieru,ng, 

betreffend die Vor~age eines Gesetz~s Uber Ausschreibung und Vergebung der 

Stellen in.öffentliche~ J)ieJu"t~ 

.. .,.. ....... 
Bereits am 2., Februar 19~5 haben die Parteifreuncle der InterpeJJanten~ . , 

1)1'. Schä.rf, Jlipl.-Ing. Waldbrunner, Jonas,Dr. Kore! und Genossen einen 

Initiativantrag (140/A) überreicht, der eine Änderung der Bundesverfaasung 

vorschlägt. 1>er Antrag hat im materiellen Teil folgende1'1 Wortlaut • 

• r( 2) Die öttentliohen Ämte:- sind für alle Staat,sbürger gleich zugänglich. F'ijr 
, . die i.ufnahme in den C5 ffe nt lichen Dienst sind allein die 8eaetzlichen "ln-

stellunga~rfordernisse und der Bedarf sowie die Kenntnisse und das Wissen 
des liewerbers maßgebend. D~e freien .Dienstp"sten des höhel'en un'd mitt­
leren »ienstes sind öffentlich zur Bewerbung'auszuschreiben. ~as Nähere 

. wird durch l3undesgeeet z geregelt .. " ' 

Die Bundesregierung hatte vor einiger Zeit einen Gesetzentwurf versen-- , 

det" welcher sich, wenn a1,1oh nioht in de~ YQn den erwähnten Än1;ragstellern 

geforderten Umfang,s~ dooh mit der gleichon Materie besohäftigtEh . 

In der Generaldebatte zur ersten Lesung des Budgets hat der Redner der 

SPÖ, Dr. Pittermannf angekünd~gt, daß er der ÖVP sofortige Behandlung des 

A~t;ages J)r. Schärf und Genossen vorschlegen werde. ' Dies gesohah tatsächlich. 

duroh ein Schre~ben vom gleichen 'lag, auf das bisher keine Antwort gegeben, 

, WI.lrde •. 

Zu den bereits bekannten Fällen, daß P~sten im Hffenlichen Dienst nicht 

nach der persönlichen Leistung, sondern naoh anderen Gesichtspunkten ve~geben 

,werden, ist in let,zter Zeit ein neuer F811 hinzugekeDllllen, der deswegen beson­

dere Beachtung' verdient,. weil erstmalig 'die offene ;elinmisohung einer kirohli ... 

ehen ;Behörde in die Vergebung öffentlioher Stelle!?- daduroh bekannt wurde. 

~n der Frauenklinik des Landeskrenkenhauses in Salzburg ist di~ Privat­

a~ztstelle freigew.rden, um deren Besetzung sioh versohiedene Arzte bewerben. 

In den "Salzburge~' Nachrichten", einer 'lageszeitung, die bekanntlioh 

we4er der S~ gehört noch die politischen Ziele der sPö unterstützt, wurde 

BIll 10. Jän:~H:r d.J. darauf hingewiesen, \ daß seitens' der ÖVP in, der l'rasse gegen 

einen aussiQhtsreichen Bewerber Stellung genommen wurd~.Zwei Taee später 

veröffentliohte dann die genannt~ Zeitung ein.en :Bri ef des "'Erzbi(ilohöflichen Orq.i­

nariates der katholischen Kirche in Salzburg mit folgendem Inhalt, 

417/J VII. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



, . 
67. Beiblatt ~eiblatt zur Parlamentskorrespondenz 18. Jänner 1956 

nZu dieaem in unserer Folge vom 10. Jänner er,chienenen Artikel erhalten 

wir folgendes amtliohe Schreiben des Erzb.Ordinariates Salzbur~. 

Sehr geehrter Herr ChefredakteurS 
Dürfen wir Ihnen gegenüber ale· de.m zuletzt Verantwortlichen Chefre­

dakteur der "Salz'burger NaOh:r:icq,t.en"./i.n der Nummer, V~ll1, hlO. Jiillner ?rt956 
Stellung nehmen. ZU1I1 ~rt:l1~eJ. ! 'l."'Ol~1sohe lfebammen tOs Ll ~m .t'lat ze 

Wir betrachten die Frage durchaus nicht vom politischep Standpunkt aus. 
'Wir möchten uns daher auch in den "Bruderzwist U

' der büxgerlichen Zeitungen 
nicht einmengen. Wir betrachten die Fra~ aussohließlioh VOm religtös­
sittliohen Standpu.ilkt aus., Von dieQer Seite her können wir die Stellung­
nahme Ihrea Blattes - wir sprechen zu Ihnen als aufreohtem lCatholiklöiln.. ' 
zur Frage der Beeetzuag des' Primariates an der Landes-Frauenklinik nicht 
verstehen. Der eine Bewerber ist ein Tatkatholik, dt:)r andere wahrschain-
: lich zur NB-Zeit aus der Kirohe auagetreten, bis heute gottgläubig, hat 
seine Kinder nicht taufen lassen u~dgehört - we~man dies 8ohoner.wäh­
nen will - dem BSA als Mitglied an. Die faohliohen Qualitäten dürften 
;iemllch'die gleiohenseinf ernst Zu nehmende Fachleute meinen, daß der 
erstere sogar höher qualifiziert ist. ~ 

Herr Do~tor werden verstehen, daß wir kirchlicherseits sehr in­
teressi~rt sind, daß an e~er so' wichtigen ~tellet wie es die Landes­
Frauenklinik ist, ein Katholik st~ht, zu dem man in den verschiedenen und 
heftig umstrittenen Fragen Vertrauen habe~ kann. »a~it möchten wir nicht 
sagen, daß der andere Bewerber ni,cht ebenso zuverlässig sein kann, nur 

'muß das Vertrauen k$,rohlioher Kreise erst duroh die Praxis gewonnen werden. 
Die Haltung vieler sozialißtißcher Kreise zur Frage des ungeborenen Lebens 
bildet zunächst ein Präjudiz gegen einen Bewerber, der von 4ieser Seite 
kommt. Wenn etwa, durch die Mitarbeit Ihres ~lattes gefördert, der an­
dere KRndidat zum Zuge kommt, wird dae in kirchliohen lCreiaen zu einer 
heftigen Reaktton gegen Ihr Blatt führen. 

" Aohorner 

Ordinariatskanzler 

Erzbisohöfliches Ordina:riat I 

L.S~" 

Jllzer 

Generalvikar 

Bereits ,im Staat s grundgesetz ,vom 2l.12.l867 stellt Ar~ikel , folgende, 

auch heute noch einen Bestandteil dpr ~sterreiohisohen Verfas,ung bildende 

Bestimmung SUff 

"Die öffentlichen Ämter sind für alle Staatsbürger gleioh zugänglioh." 

Außerdem'hat Artikel 66 Abs.l und 2 des Staatsv€;!'trages von St.Germain, 

der ebenfalls einen Bestandteil der Verfassung bildet, folgende Erg~nzung ZWIl 

Sohut z V()n Angehörigen der Minderhei t. 'Verfügt. (.Art. 66 Abs. 2}s 

nUntersohied in Religion, Glauben oder Bekenntnis soll keinemösterreich:­
sehen Staatsangehörigen beim GenuS der bürgt:rlichen und politischen Reohte 
naohteilig sein, wie namentlich bei Zulassung zu öffentliohen St~llungen, 
Ämtern und Würden oder be i verschiedenen ~erufs- und Erwerbstätigkeiten. ft 
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Die Einmischung außerbehördlicher Stellen in die Besetzung :':'ffentlicher 

Dienstposten, durch welche den .il.ngehörigei,!. einer bestinunten Religion ein 

verfassungswidriger Vorrang eingeräumt werden sollt stellt eine sohwere Ver-
, 
1etzung des Wortlautes ~nd des demokratischen Geistes der geltenden Verfassung 

dar. 

Diese Einmischung zeigt aber zugleich, daß die $b.este Vorlage eines Ge­

setzentwurfes üb~r A~sschre~ung und Vergebung der ß1j~llen im öffentlichen 

Dienst,welohe allen Staatsbürgern~ die von der Verfas$ung verlangte 1'1e;l.ch .... 

bereohtigung auch tatsächlioh sichert, unbedingt notwendig ist. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an die Bundesregierung die 

nachstehende 

'+ n f r @ g eJ 

Ist .die Bundesregierung bereit, dem Hohen Haus so rasch als möglich einen 

Gesetzentwurf über die Ausschreibung und Vergebung der Ste 11en im öffent­

lichen Dienst vorzulegen, duroh weloh~n das verfasungsmäßige Reoht auf freie 

Zugänglichkeit für alle StaatSbürger gegenüber eineIll verfassungswidrigen 

Protektionismus gesichert wird? 

-.... -.... -.~.~ 
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